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Abkiirzungsverzeichnis

EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

VBS Eidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und

por

SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Standerates

NDG Nachrichtendienstgesetz

ETH Eidgendssische Technische Hochschule

BFE Bundesamt flr Energie

SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates

ENSI Eidgendssisches Nuklearsicherheitsinspektorat

HSK Hauptabteilung fur die Sicherheit der Kernanlagen

EU Europaische Union

EDOB Eidgendssischer Datenschutz- und Offentlichkeitsbeauftragter

KNS Eidgendssische Kommission fur nukleare Sicherheit

FMH Verbindung der Schweizer Arztinnen und Arzte

SBB Schweizerische Bundesbahnen

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

BUPF Bundesgesetz betreffend die Uberwachung des Post- und
Fernmeldeverkehrs

SRF Schweizer Radio und Fernsehen

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

KdK Konferenz der Kantonsregierungen

SEK Schweizerischer Evangelischer Kirchenbund

GSoA Gruppe flr eine Schweiz ohne Armee

SBV Schweizerischer Bauernverband

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

NDB Nachrichtendienst des Bundes
(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst fir Analyse und
Préavention)

SBV Schweizerischer Buchsenmacher- und Waffenfachhéndlerverband

SOG Schweizerische Offiziersgesellschaft

IGS Interessengemeinschaft Schiessen Schweiz

IZRS Islamischer Zentralrat Schweiz

EMD Eidgendssisches Militardepartement,
heute: Eidgendssisches Departement fur Verteidigung,
Bevolkerungsschutz und Sport (VBS)

Fedpol Bundesamt fur Polizei

SBLV Schweizerischer Bauerinnen- und Landfrauenverband

NAGRA Nationale Genossenschaft fur die Lagerung radioaktiver Abfalle

DFJP Département fédéral de justice et police

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats

LRens Loi sur le renseignement

EPF Ecole polytechnique fédérale

OFEN Office fédéral de I'énergie

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national

IFSN Inspection fédérale de la sécurité nucléaire

DSN Division principale de la sécurité des installations nucléaires

UE Union européenne

PFPDT Préposé fédéral a la protection des données et a la transparence

CSN Commission fédérale de sécurité nucléaire

FMH Feédération des médecins suisses

CFF Chemins de fer fédéraux suisses

Uss Union syndicale suisse
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LSCPT

RTS
USAM
CdC
FEPS
GSsA
UsP
UPS
SRC

ASA
§SO
CIT
CCIs
DMF

Fedpol
USPF
CEDRA

Loi fédérale sur la surveillance de la correspondance par poste et
télécommunication

Radio Télévision Suisse

Union suisse des arts et métiers

Conférence des gouvernements cantonaux
Fedération des Eglises protestantes de Suisse
Groupe pour une Suisse sans Armée

Union Suisse des Paysans

Union Patronale Suisse

Service de renseignement de la Confédération

(a 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

Association suisse des armuriers et negociants d'armes specialisés
Société Suisse des Officiers

Communauté d'intérét du tir suisse

Conseil Central Islamique Suisse

Département militaire féderal,
aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)

Office fédéral de la police
Union suisse des paysannes et des femmes rurales
Société coopérative nationale pour le stockage des déchets radioactifs
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BERICHT
DATUM: 31.12.2019
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Rechtsordnung

Jahresriickblick 2019: Rechtsordnung

Die innere und aussere Sicherheit der Schweiz war der Themenkomplex des Kapitels
Rechtsordnung, der im Jahr 2019 - gemessen an der Anzahl Zeitungsartikel in den
jeweiligen Bereichen - deutlich am meisten Medienaufmerksamkeit generierte. Es
stand zum einen die Frage im Raum, wie die Schweiz mit Schweizer Dschihadistinnen
und Dschihadisten - sowohl mit den in die Schweiz zurtckgekehrten als auch mit den
im Ausland verbliebenen - umgehen sollte. Wéhrend im Februar das erste
Gerichtsurteil gegen Schweizer Dschihad-Rickkehrende, zwei minderjahrige
Geschwister aus Winterthur, ausgesprochen wurde, verkiindete der Bundesrat im Marz,
Schweizer IS-Kémpferinnen und -Kéampfer nicht aktiv in die Schweiz zurlckholen zu
wollen, sondern sie vor Ort der Strafverfolgung zu Uberlassen. Zum anderen erhitzte die
Debatte darlber, ob die Schweiz auslandische Dschihadistinnen und Dschihadisten
auch in Folterstaaten ausliefern sollte, die Gemuter. Hier trafen mit der &6ffentlichen
Sicherheit in der Schweiz und der Wahrung der Grundrechte (insbesondere des aus
dem zwingend-vélkerrechtlichen Folterverbot abgeleiteten Non-Refoulement-Gebots)
zwei gewichtige Rechtsglter frontal aufeinander. Wahrend das Parlament der
offentlichen Sicherheit mehr Gewicht beimass und die entsprechende Motion (Mo.
16.3982) an den Bundesrat Uberwies, bleibt abzuwarten, wie der Bundesrat dieser
Forderung nachkommen wird, ohne das zwingende Vélkerrecht zu verletzen.

Zur Starkung der 6ffentlichen Sicherheit widmete sich der Bundesrat im Jahr 2019 auch
weiterhin der Terrorismuspravention im Inland. So unterbreitete er dem Parlament mit
den Botschaften zum Bundesgesetz Uber polizeiliche Massnahmen zur Bekampfung des
Terrorismus (PMT) sowie zum Bundesgesetz Uber Vorlauferstoffe fiir explosionsfahige
Stoffe zwei weitere grosse Projekte zur Umsetzung der Strategie der Schweiz zur
Terrorismusbekampfung. Mit dem Vorlauferstoffegesetz soll der Zugang zu bestimmten
chemischen Substanzen erschwert werden, die durch Missbrauch gravierenden
Schaden verursachen kénnen. Damit soll verhindert werden, dass Terroristinnen und
Terroristen diese Stoffe zur Herstellung von Sprengstoff einfach in der Schweiz
beschaffen kénnen, wéhrend ihr Handel in der EU strenger reglementiert ist. Das PMT
soll derweil der Polizei neue Instrumente zum Umgang mit terroristischen
Gefahrderinnen und Gefahrdern an die Hand geben, die vor, nach oder erganzend zu
einem Strafverfahren angewandt werden kénnen. Um die Gefédhrdung durch
radikalisierte Personen zu mindern, sollen diese vom terroristischen Umfeld
ferngehalten, an der Ausreise in ein Konfliktgebiet gehindert sowie, wenn nétig, in
ihrem Bewegungsradius eingeschrankt werden.

Eine weitere wichtige Vorlage im Bereich der inneren Sicherheit war 2019 zweifellos die
Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie und die damit einhergehende Verscharfung des
Schweizer Waffenrechts. Auf das im Januar zustande gekommene Referendum folgte
ein mehrmonatiger, emotionaler Abstimmungskampf, der die Medienberichterstattung
in den fur das Kapitel Rechtsordnung relevanten Themen in der ersten Jahreshalfte
dominierte. Wahrend flr die Beflrworterseite klar war, dass die - bereits mit einer
Ausnahmeregelung fur die Schweiz versehene und daher insgesamt moderate -
Richtlinie Ubernommen werden musse, um die Schweizer Mitgliedschaft bei
Schengen/Dublin  nicht zu gefdhrden, sah die Gegnerschaft durch das
«Entwaffnungsdiktat der EU» - so ihr Slogan - die Schweizer Freiheit und Identitat
substanziell bedroht. Am 19. Mai 2019 stimmte das Schweizer Stimmvolk der Ubernahme
der EU-Waffenrichtlinie mit 63.7 Prozent (bei einer Stimmbeteiligung von 43.9%)
schliesslich deutlich zu. Gemaéss der nachfolgenden VOTO-Analyse fusste der Vorsprung
des BeflUrworterlagers vor allem auf jenen Stimmberechtigten, die eine Verscharfung
des Schweizer Waffenrechts zwar nicht unbedingt fur notwendig hielten, aber
Schengen/Dublin nicht aufs Spiel setzen wollten.

Ein weiteres 2019 lanciertes Referendum richtete sich gegen das E-ID-Gesetz, das im
September von den eidgendssischen Raten verabschiedet worden war.
Hauptkritikpunkt am neuen Gesetz war, dass die E-ID von privaten Anbietern und nicht
vom Staat herausgegeben werden soll. Das Referendumskomitee um die «Digitale
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 24.09.2016
KARIN FRICK

Gesellschaft» und die Kampagnenplattformen «Wecollect» und «Campax>», unterstitzt
von der SP und den Grunen, begann im Oktober mit der Unterschriftensammlung.
Weitere grosse Gesetzgebungsprojekte, die 2019 vorangetrieben wurden, sind die
Totalrevision des Datenschutzgesetzes, die Revision des Erbrechts und die Anpassung
der Strafprozessordnung.

Im Bereich Strafrecht erlangte Uberdies der Fall «Carlos», sechs Jahre nach seinem
Bekanntwerden, wieder die volle Aufmerksamkeit der Medien. Im Herbst musste sich
«der wohl bekannteste junge Straftater der Schweiz», wie ihn die NZZ betitelte, vor
dem Bezirksgericht Dielsdorf (ZH) fir 29 im Justizvollzug begangene Straftaten
verantworten. Damit wurde, so der Tenor in der Presse, der Offentlichkeit einmal mehr
vor Augen gefuhrt, dass «Carlos» die Strafvollzugsbehdrden Gberfordere. Das Urteil sah
fir «Carlos» eine mehrjahrige Freiheitsstrafe vor, die jedoch zugunsten einer
stationdren therapeutischen Massnahme aufgeschoben werden sollte (sog. «kleine
Verwahrung»); alle finf Jahre wird Uberprift werden, ob die Therapie angeschlagen hat
oder ob eine Verlangerung der Massnahme nétig ist. Im Vorfeld sowie im Nachgang des
Verfahrens wurde der Skandal, den das Bekanntwerden von «Carlos» im Zurcher
Justizvollzugswesen ausgeldst hatte, noch einmal aufgerollt und die Mitschuld der
Medien an der nicht enden wollenden Misere diskutiert.

Das zentrale Thema im Bereich der Grundrechte war auch 2019 das Verhiillungsverbot.
Mit der Botschaft zum Bundesgesetz Uber das Gesichtsverhillungsverbot unterbreitete
der Bundesrat dem Parlament im Marz seinen Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Ja
zum Verhullungsverbot». Die eidgendssischen Rate schlossen sich fur die im
kommenden Jahr anstehende Abstimmung den Empfehlungen des Bundesrates an und
pladierten fur die Ablehnung der Initiative und die Annahme des Gegenvorschlags. '

Aussere Sicherheit

Lange bevor der Bundesrat Mitte Juni 2016 mit seiner Medienkonferenz den
Abstimmungskampf zum Nachrichtendienstgesetz offiziell er6ffnete, wurde das Thema
breit in der Offentlichkeit diskutiert. Anlass dazu boten etwa die Terroranschlage in
Brissel vom 22. Méarz 2016, in deren Nachgang burgerliche Sicherheitspolitikerinnen
und -politiker den Bundesrat dazu aufforderten, dem Nachrichtendienst per
dringlichem Bundesbeschluss schleunigst zu den notwendigen Kompetenzen zu
verhelfen. Man kénne nicht warten, bis das neue NDG nach der
Referendumsabstimmung vom September in Kraft treten kénne; die jungsten Anschlage
hatten gezeigt, «dass die Bedrohung durch Terrorismus real ist», erklarte die
Présidentin der SiK-NR, Ida Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU), gegenlber der NZZ. In
Zeiten wie diesen sei es «unsinnig», dass der NDB in seiner Arbeit behindert werde,
zitierte die «Tribune de Genéve» dazu SiK-SR-Prasident Isidor Baumann (cvp, UR). Der
NDB sei momentan «blind und taub», mahnte der Genfer Sicherheitsdirektor Pierre
Maudet (GE, fdp) an gleicher Stelle. Obschon die Forderung unerfullt verhallte, lagen die
Hauptargumente fur das neue Nachrichtendienstgesetz damit schon einmal auf dem
Tisch.

Dass ein grosser Teil der Schweizer Bevolkerung &hnlich dachte, zeigte die im Mai
veroffentlichte Studie «Sicherheit 2016» der ETH Zurich. Darin schatzten rund drei
Viertel der Befragten die weltpolitische Lage (eher) pessimistisch ein, wobei die
Erhebungen bereits im Januar und damit vor den Terrorattacken in Brussel
stattgefunden hatten. Damit einher gingen ein gegenlber dem Vorjahr gestiegenes
subjektives Unsicherheitsempfinden sowie die klare Unterstlitzung von Massnahmen
zur Wahrung der inneren Sicherheit wie Datensammlungen Uber verdachtige Personen,
Armeeeinsatze zur Sicherstellung von Ruhe und Ordnung, die Aufstockung der
Polizeikorps, VideolUberwachung im 6ffentlichen Raum oder vorsorgliche Verhaftungen.
Von einer gewissen Ambivalenz zeugten die Antworten zum Verhaltnis von Freiheit und
Sicherheit: 55 Prozent der Befragten waren der Meinung, dass der Staat die Sicherheit
der Bevolkerung auch auf Kosten der persénlichen Freiheit garantieren solle,
gleichzeitig wurden sich aber ebenfalls 55 Prozent flur Freiheit statt Sicherheit
entscheiden, wenn sie gezwungen wéren, eins der beiden zu wéahlen. Zwei Drittel
beflirworteten aber die Terrorismusbekdmpfung auch unter Einschréankung der
personlichen Freiheit - ein Ergebnis, das «Wasser auf die Mihlen der Beflirworter» des
neuen NDG sei, wie das St. Galler Tagblatt resimierte.

Weiteren Impetus fand die Beflrworterseite in der Tatsache, dass sich offenbar auch
der 1ZRS an der Unterschriftensammlung gegen das NDG beteiligt hatte, wie die
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Luzerner Zeitung Mitte Juni bekannt machte. Die umstrittene islamische Organisation
sehe im NDG ein «Vehikel gegen Muslime», in dessen Fokus «je nach politischem
Klima» auch andere Gruppen geraten konnten, weshalb Mediensprecher Qaasim Illi zur
Unterschrift gegen das NDG aufgerufen habe. Im Einsatz fir das NDG sah man sich
dadurch bestéatigt, denn es sei «bezeichnend», dass «ein Verein wie der IZRS, der
selber im Fokus des NDB stehen kénnte», gegen das Gesetz mobil mache, zitierte die
Zeitung Ida Glanzmann-Hunkeler. Sogar Bundesrat Guy Parmelin sollte den Widerstand
des IZRS einige Tage spater vor den Medien lakonisch als «beste Werbung fir das
Gesetz» bezeichnen. Die Gegenseite distanzierte sich derweil von «diesen
Extremisten», wie SP-Sprecher Michael Sorg betonte; man sei nicht verbindet und
stehe in keinerlei Kontakt. Aus dem Abstimmungskampf wollte sich der IZRS denn auch
heraushalten, wie er Uber eine Sprecherin verlauten liess.

Auf der Pro-Seite stand neben dem Bundesrat ein Uberparteiliches Ja-Komitee, das
Parlamentarierinnen und Parlamentarier aller grosseren Parteien ausser den Grinen
vereinte. Im Laufe der Kampagne sprachen sich zudem die Ost- und Westschweizer
Konferenzen der Justiz- und Polizeidirektorinnen und -direktoren sowie die
Regierungsrate der Kantone Zlrich und Schaffhausen fir das NDG aus. Das
Hauptargument fir das neue Gesetz war, dass die Mittel des schweizerischen
Nachrichtendienstes an die aktuelle Bedrohungslage angepasst werden mussten, denn
mit seinen heutigen Instrumenten kdnne er die Schweiz nicht ausreichend vor den sich
standig verandernden und komplexer werdenden Gefahren schitzen. Der NDB sei
schlicht «Uberholt», konstatierte FDP-Nationalratin Corina Eichenberger (fdp, AG)
gegenuber der Presse. Klar konne das Risiko nicht vollstandig eliminiert werden, aber es
seien schon viele Attentate dank Uberwachung verhindert worden, pries SVP-
Ratskollege Raymond Clottu (svp, NE) die neuen Uberwachungsméglichkeiten an. Als die
Ziele des NDG nannte Verteidigungsminister Guy Parmelin einerseits die praventive
Uberwachung der «gefdhrlichsten Individuen» (NZZ) sowie andererseits die
Erschwerung von Cyberangriffen und -spionage, wie im Fall der Ruag, der Anfang 2016
aufgedeckt worden war. Als weiteren Vorzug des neuen Gesetzes hob NDB-Chef Markus
Seiler ~die  Vereinfachung der internationalen Zusammenarbeit in der
Terrorismusbekampfung hervor. Gleichzeitig warnte er vor einer Schwachung der
internationalen Stellung der Schweiz, sollte das Gesetz abgelehnt werden, denn je
weniger eigene nachrichtendienstliche Erkenntnisse die Schweiz habe, umso grosser
sei die Gefahr, von auslandischen Geheimdiensten instrumentalisiert zu werden. Es sei
aber mitnichten die Absicht des neuen Gesetzes, alle Birgerinnen und Blrger zu
Uberwachen und selbstverstandlich misse Missbrauch verhindert werden, betonte
Bundesrat  Parmelin  weiter.  Auch das Komitee erklarte, umfassende
Kontrollmechanismen und eine gut ausgebaute Aufsicht Uber den Nachrichtendienst
verhinderten, dass ein Uberwachungsstaat geschaffen werde. Die Befiirworterinnen
und Beflirworter wurden nicht mide zu betonen, dass das NDG das Gleichgewicht
zwischen individueller Freiheit und Sicherheit wahre und letztlich schlicht notwendig
sei — oder mit den Worten von SP-Nationalratin Rebecca Ruiz (sp, VD) in der «Tribune
de Geneve»: «Wir kénnen nicht bei Windows 95 und Walkie-Talkies bleiben.» Der
Status quo sei eine Reaktion auf den Fichenskandal in den 1990er-Jahren gewesen,
erklarte auch EDOB Adrian Lobsiger gegeniiber der Sonntagszeitung. Seither hatten sich
die Welt verandert und die Sicherheitslage verscharft. Auch er bezeichnete das NDG als
«Kompromiss zwischen Freiheit und Sicherheit», liess sich aber nicht auf eine explizite
Abstimmungsempfehlung hinaus. Zum frihen Zeitpunkt des offiziellen Kampagnenstarts
Mitte Juni sagte Bundesrat Parmelin, er wolle eine «padagogische»
Abstimmungskampagne fluhren, um der Bevdlkerung angesichts des heiklen und
komplexen Themas genau zu erklaren, was die Neuerungen seien und warum sie notig
seien.

Die Kontra-Seite bestand hauptsachlich aus dem Referendumskomitee «Bundnis gegen
den Schnuffelstaat», das von den Grinen, der SP, den Juso, der Piratenpartei, der
Gewerkschaft Syndicom, der Digitalen Gesellschaft, dem Verein Grundrechte.ch sowie
dem Chaos Computer Club unterstitzt wurde. Ein bulrgerlich gepragtes Gegenkomitee
um die burgerlichen Jungparteien, kritische Parlamentarierinnen und Parlamentarier
von SVP bis GLP sowie die Operation Libero, das liberale Argumente gegen das NDG
anfihren wollte, zerbrach hingegen, bevor es sich formieren konnte. Man habe das NDG
gleichzeitig mit dem BUPF bekampfen wollen, aber mit dem Scheitern des BUPF-
Referendums sei die Gruppe auseinandergefallen, schilderte der Koordinator und
stellvertretende SGV-Direktor Henrique Schneider dem St. Galler Tagblatt. So
dominierten denn auch die von links gedusserten Bedenken das Argumentarium der
Gegnerschaft. Weil es dem NDB erlaube, auf Basis blosser Vermutungen zu agieren,
gehe das neue Nachrichtendienstgesetz zu weit, so das Hauptargument des Nein-
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Lagers. Juso-Prasidentin Tamara Funiciello nannte das NDG einen «Schritt Richtung
MassenlUberwachung». Mit dem Gesetz wurden alle Birgerinnen und Blrger zu
Verdachtigen gemacht, sodass der NDB letztlich jeden zum potenziellen Terroristen
«emporstilisieren» konne, kritisierte der Prasident des Vereins Grundrechte.ch, Viktor
Gyorffy. Das von der Beflrworterseite propagierte Gleichgewicht zwischen individueller
Freiheit und Sicherheit konnte die Gegnerschaft nirgends erkennen. Mit der Stérkung
des Nachrichtendienstes kreiere man nur eine «lllusion von Sicherheit», beméngelte
der Grine Nationalrat Balthasar Glattli (gp, ZH). Die Attentater von Paris und Brissel
seien sehr wohl nachrichtendienstlich oder polizeilich bekannt gewesen, aber
nichtsdestotrotz héatten die Anschlége nicht verhindert werden kénnen. Dass eine
parlamentarische oder juristische Kontrolle die Aktivitdten des NDB und damit die
Eingriffe in die Grundrechte wirklich begrenzen kénne, sei ebenfalls «illusorisch», so
Gyorffy weiter. Glattli sah das Gesetz ausserdem - sowohl aufgrund der
Zusammenarbeit mit ausldndischen Nachrichtendiensten als auch wegen der
Méglichkeit zum Eindringen in auslandische Computersysteme - als Gefahr fur die
Neutralitéat der Schweiz. Zudem missbilligte die Gegnerschaft, dass der Staat durch den
Kauf von Trojanern den Schwarzmarkt fur Sicherheitslicken und das organisierte
Verbrechen férdere.

Insgesamt verlief die 6ffentliche Debatte Uber lange Zeit unaufgeregt und angesichts
der Tragweite des Themas eher sparlich. Erst rund drei Wochen vor dem
Abstimmungssonntag, im Anschluss an die SRF-«Arena» zum NDG, gewann sie «doch
noch etwas an Temperatur», wie der Tages-Anzeiger kommentierte. Dabei stand das
Instrument der Kabelaufklarung im Fokus, in der die Gegenseite nichts anderes als die
verdachtsunabhangige Massenlberwachung erkannte. Die Beteuerung, es werde nur
der grenzlberschreitende, nicht aber der inldndische Internetverkehr Uberwacht, sei
bedeutungslos, da etwa sehr viele E-Mails Uber auslandische Server verschickt wirden,
auch wenn sich Sender und Empfénger in der Schweiz befdnden. Ein viel genanntes
Argument gegen diese Art der Uberwachung war die Suche nach der sprichwértlichen
Nadel im Heuhaufen, die eben nicht einfacher werde, wenn man den Heuhaufen
vergrossere. NDG-Fursprecherin Corina Eichenberger hielt dem in der «Tribune de
Geneve» entgegen, man werde im Internetverkehr schon nach sehr eng definierten
Schlagworten suchen, und nicht einfach nach «Islam» oder «Bombe». Ausserdem
flhrte die Pro-Seite an, der NDB verflige gar nicht Uber genug Ressourcen flr eine
solche MassenlUberwachung. Der Bundesrat sprach bis zuletzt von rund zehn Féllen pro
Jahr, in denen bewilligungspflichtige Beschaffungsmassnahmen eingesetzt wirden, wie
er auch schon dem Parlament erklart hatte. In den Medien wurde diese Zahl jedoch in
Zweifel gezogen, da sich seit den parlamentarischen Beratungen die Bedrohungslage
durch vermehrte Anschlége in Europa - die bisher folgenschwersten in Paris und
Brissel - und die zunehmende Anzahl Dschihad-Reisender aus der Schweiz verscharft
habe. Wéhrend das VBS die Zahl als Durchschnittswert, der mit der Bedrohungslage
variieren kénne, verteidigte, sprach Ida Glanzmann-Hunkeler eher von 20 bis 25 Fallen
pro Jahr, wobei diese Schatzung nicht statistisch extrapoliert, sondern «mehr ein
Geflhl» sei, wie sie gegenuber dem Tages-Anzeiger erklarte. NDG-Gegner Balthasar
Glattli sah in diesem Zahlenwirrwarr geméss St. Galler Tagblatt ein Indiz daflr, dass «die
staatlichen Schnuffler wesentlich hungriger» seien, als sie es «vor der Abstimmung
zugeben» wollten. Wie der Tages-Anzeiger feststellte, wurde der Abstimmungskampf
gegen Ende zum «Streit der Begrifflichkeiten», der sich vor allem um die Definition von
Massenlberwachung drehte. Es sei die Antwort auf die von Beat Flach (glp, AG) in der
«Arena» gestellte Frage, ob es wirklich so furchtbar sei, dass in Zukunft alles zuerst
durch den Filter des NDB gehe, die Beflurworter und Gegner des NDG trenne,
konstatierte dieselbe Zeitung.

Die ab Mitte August durchgefiihrten Umfragen zeigten schon von Anfang an eine breite
Unterstitzung von knapp 60 Prozent fur das NDG, die bis zur letzten Umfragewelle
Mitte September ungeféhr konstant blieb. Als wichtigste Argumente identifizierten die
Befragungen die Beflirchtung méglichen Missbrauchs neuer Technologien auf der Pro-
sowie den mangelhaften Schutz der Privatsphare auf der Kontra-Seite. Bei den
burgerlichen Parteien wollte die Mehrheit der Basis Ja stimmen, wéhrend die
Anhangerschaft der linken Parteien mehrheitlich ein Nein einlegen wollte. Damit hatte
das NDG gute Voraussetzungen, das Referendum ungeféhrdet zu passieren. ?
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MOTION
DATUM: 19.09.2018
KARIN FRICK

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1996
HANS HIRTER

Grundrechte

Mittels Motion forderte Nationalrat Daniel Fassler (cvp, Al), wieder eine
Bewilligungspflicht filir auslandische Redner an politischen Veranstaltungen
einzufihren. Eine solche Bestimmung hatte es in der Schweiz schon einmal gegeben,
bis sie 1998 aufgehoben worden war, weil sie als Uberholt und verfassungswidrig
angesehen worden war. Der Motionar war der Ansicht, seit 1998 verflige die Schweiz
Uber kein taugliches Mittel mehr, Auftritte von auslandischen Politikerinnen und
Politikern in der Schweiz zu unterbinden. Beispielhaft habe dies ein geplanter,
umstrittener Auftritt des tlrkischen Aussenministers 2017 in Zlrich gezeigt, den die
zustandigen Zurcher Behorden nur unter Berufung auf den Brandschutz hatten
verhindern kénnen. So etwas sei «eines Staatswesens unwirdig», die aufgehobenen
Regeln héatten sich zuvor jahrzehntelang bewéhrt und «die Ruhe in unserem Land»
garantiert, so Fassler. Der Bundesrat stellte sich indes auf den Standpunkt, die lokalen
Behorden hatten grundsatzlich die Mdéglichkeit, politische Veranstaltungen nicht oder
nur unter Auflagen zu bewilligen. Darlber hinaus kdnne das Fedpol gestitzt auf das
Auslandergesetz ein Einreiseverbot gegen auslandische Personen erlassen, wenn diese
die innere oder &ussere Sicherheit der Schweiz gefahrdeten. Gestlutzt auf das NDG
kénne der Bundesrat einer auslandischen Person zudem via Tatigkeitsverbot
untersagen, an einer politischen Veranstaltung in der Schweiz aufzutreten, wenn der
Auftritt dazu diene, terroristische oder gewaltextremistische Aktivitdten zu
propagieren. Die Bewilligungspflicht stelle also einen unverhaltnismassigen Eingriff in
die Meinungsausserungsfreiheit dar. Die knappe Mehrheit der Nationalratinnen und
Nationalrate sah dies jedoch anders und stimmte der Motion im Herbst 2018 mit 90 zu
85 Stimmen bei 3 Enthaltungen zu. ®

Offentliche Ordnung

Insgesamt kam es im Berichtsjahr zu 24 Grosskundgebungen mit 1000 und mehr
Beteiligten (1995: 25). Davon fanden je flnf in Bern resp. Zurich statt, vier in Genf und
drei in Lausanne. Deutlich abgenommen haben die von Ausléndern durchgeflhrten
grossen Manifestationen gegen die Zustédnde in ihren Heimatlandern (vier), welche im
Vorjahr noch mehr als die Halfte aller Grosskundgebungen ausgemacht hatten. Am
aktivsten waren 1996 die Angestellten des Bundes und der Kantone, welche zwoélfmal an
grossen Protestveranstaltungen ihre Unzufriedenheit zeigten. Der Hohepunkt dieser
Mobilisierungswelle fand am 26. Oktober in Bern statt, wo rund 35'000 Angestellte des
offentlichen Dienstes aus der ganzen Schweiz gegen Spar- und Abbaumassnahmen
demonstrierten. Es handelte sich dabei um die grésste Kundgebung seit 1982
(Friedensdemonstration in Bern mit rund 50'000 Beteiligten). Auch bei den beiden
nachstgrossten Manifestationen des Berichtsjahres standen Sparmassnahmen und
Angst um den Arbeitsplatz im Vordergrund: an einer Bauerndemonstration in Bern
nahmen 15'000 Personen teil, und an einem Protestmarsch gegen die Schliessung der
Brauerei Cardinal in Freiburg zéhlte man 10'000 Unzufriedene.

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstadten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:

Bern: 8'000/Kosovo-Albaner, 8'000/Tamilen gegen Ausschaffung, 7'000/SBB-
Angestellte gegen Lohnabbau, 15'000/Bauern, 35'000/Angestellte des offentlichen
Dienstes;

Zurich: 1'000/Tamilen, 2'000/gegen Polizeieinsatz bei 1. Mai-Demo,
2'000/Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen, 7'000/Studierende und Mittelschiler
gegen Sparmassnahmen, 1'500/Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen;

Genf: 8'000/Tamilen, 7'000 und 5'000/Staatspersonal gegen Sparmassnahmen,
1'600/Rentner gegen Rentenklirzung;

Lausanne: 2'000, 2'000 und 3'000/Angestellte des offentlichen Dienstes gegen
Sparmassnahmen;

Freiburg: 10'000/gegen Schliessung der Brauerei Cardinal;

Basel: 3'000/Gewerkschafter Chemie;

Matran (FR): 2'500/Landwirte;

Schaffhausen: 1'500/gegen Gewalt an Kindern;

Lugano: 1'600/fur autonomes Jugendzentrum;

Rheinfelden (AG): 1'600/gegen Schliessung der Brauerei Cardinal in Freiburg;

Solothurn: 1'500/Lehrer gegen Sparmassnahmen. *
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MOTION
DATUM: 01.12.1998
HANS HIRTER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.02.201
NADJA ACKERMANN

Innere Sicherheit

Namentlich bei der internationalen Verfolgung von Geldwascherei- und
Drogenhandelsdelikten kann der Staat oft betrachtliche Summen deliktisch erworbener
Vermogen einziehen. Nicht geregelt ist die Verteilung dieser Gelder, wenn mehrere
Behdrden an der Strafermittlung beteiligt waren. So entstand beispielsweise ein Streit
zwischen den Kantonen Waadt und Zurich einerseits und dem Bund andererseits bei
der Verteilung des schweizerischen Anteils von rund USD 85 Mio. an den im
Zusammenhang mit den Ermittlungen gegen die Drogenhéndlerin Arana de Nasser
beschlagnahmten Guthaben. Der Bundesrat setzte eine Expertenkommission ein,
welche allgemeine Vorschriften flir eine lastengerechte Verteilung dieser Gelder
zwischen Bund und Kantonen vorschlagen soll. Der Standerat unterstitzte dieses
Vorgehen mit der diskussionslosen  Uberweisung einer Motion seiner
Rechtskommission. °

Im Februar kam die 2007 von verschiedenen linken Organisationen lancierte
Volksinitiative «Fiir den Schutz vor Waffengewalt>» zur Abstimmung. Die Initiative
forderte ein Verbot der privaten Aufbewahrung von besonders geféhrlichen Waffen,
einen Bedarf- und Féhigkeitsnachweis sowie die Einflhrung eines nationalen
Waffenregisters. Das Initiativkomitee, das das Sturmgewehr im Kleiderschrank als Relikt
des Kalten Krieges ansah, erhoffte sich mit der Neuregelung eine verbesserte Suizid-
und Gewaltpravention. Nachdem 2010 bereits beide Rate und der Bundesrat die
Ablehnung der Initiative empfohlen hatten, bekémpfte eine breite burgerliche Allianz
aus SVP, FDP, CVP, BDP, EDU, Schweizer Demokraten, Gewerbeverband, Bauernverband
und Schiessverband die Waffen-Initiative. Die Gegner der Initiative beflirchteten vor
allem die Opferung traditioneller Werte zugunsten einer Scheinsicherheit. Die Initiative
wirde Zeichen eines Misstrauens in die Verantwortlichkeit der Blrger darstellen.
Getroffen wurden zudem jene, die verantwortungsvoll mit Waffen umgingen -
Verbrecher wirden sich hingegen nicht an die Regelung halten. Der BDP-Préasident
Hans Grunder sah in der Initiative sogar das versteckte Ziel der Abschaffung der Armee.
Auch rechneten die Gegner mit erheblichen administrativen Mehrkosten.

Die Initiative wurde am 13. Februar 2011 an der Urne mit 56,3%-Nein-Stimmen bei einer
Stimmbeteiligung  von  49,2% verworfen. Dabei wurden die bereits im
Abstimmungskampf sichtbaren Grében bestatigt. Die grosste Zustimmung fand die
Initiative in der Westschweiz: Genf (61%), Basel-Stadt (58,9%), Waadt (53,7%),
Neuenburg (53,2%) und Jura (52%), aber auch Zirich (50,4%) nahmen die Initiative an.
Die Gegner der Initiative konzentrierten sich in der Zentral- und Ostschweiz: Appenzell
Innerrhoden (72,3%), Obwalden (71,9%), Schwyz (70,9%) und Uri (70,6%). Die Vox-
Analyse zeigte, dass den Stimmburgern die Entscheidung leicht fiel und viele sich frih
positionierten. Dabei hing der Stimmentscheid stark von der politischen Ausrichtung
und den politischen Wertevorstellungen ab: Personen, die fur eine offene und moderne
Schweiz sind, stimmten ebenso massiv Ja, wie jene, die eine verschlossene und
traditionelle Schweiz vertreten, Nein sagten. Es gewann damit dieselbe Schweiz die
Abstimmung, die sich bereits bei der Minarett- und der Ausschaffungsinitiative
durchsetzte. Die drei Hauptargumente der Beflrworter polarisierten laut der VOX-
Analyse stark: Dass die Waffe zuhause geféhrlich und unzeitgeméass sei und die
Selbstmordrate erhéhe, wurde von den Gegnern strikt abgelehnt. Sie argumentierten
ihrerseits mit einer bereits genlgenden Gesetzeslage und der Wahrung der
personlichen Freiheit und der Eigenverantwortung. Die Diskreditierung des
Milizsystems der Armee war das Hauptargument des Uberparteilichen Komitees der
Gegner, dessen vom Werber Alexander Segert illustrierten Kampagne mit kaputten 1.-
August-Lampions an die Emotion der Stimmbdurger appellierte.

Abstimmung vom 13. Februar 2011

Beteiligung: 49,2%
Ja: 1'083'312 (43,7%) / 51/2 Sténde
Nein: 1'395'812 (56,3%) / 15 5/2 Stande

Parolen:

- Ja: CVP-Frauen, CSP, EVP, Grune, GLP, PdA, SP, SP-Frauen, GSoA, SEK, SGB, Travs,
FMH.

- Nein: FDP-Liberale, FDP-Frauen, CVP (5)*, BDP, EDU, SVP, SVP-Frauen, AVF, JCH,
SBV.
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 19.05.2019
KARIN FRICK

KANTONALE POLITIK
DATUM: 14.12.1993
HANS HIRTER

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen ©

Nach einem langen und emotionalen Abstimmungskampf nahm die Schweizer
Stimmbevélkerung am 19. Mai 2019 die Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie
mit 63.7 Prozent Ja-Stimmen deutlich an. Die Stimmbeteiligung lag bei 43.9 Prozent.
Ausser im Tessin (45.5% Ja) Uberwog die Zustimmung in allen Kantonen. Am héchsten
fiel sie in Basel-Stadt mit 75 Prozent Ja-Stimmen aus, gefolgt von den drei
Westschweizer Kantonen Genf, Neuenburg und Waadt sowie dem Kanton Zurich mit
jeweils Uber 70 Prozent. Gesamtschweizerisch zeigte sich ein klarer Stadt-Land- oder
Zentrum-Peripherie-Graben, wobei die Zustimmung in den stadtischen Zentren am
hochsten und - nebst dem Tessin - in den landlichen Regionen wie dem Berner
Oberland, der Innerschweiz und den Blindner Stadtélern am niedrigsten ausfiel.
Vertreterinnen und Vertreter der Beflirworterseite werteten das Ergebnis in der Presse
als positives Signal fur die Beziehungen der Schweiz zur EU und blickten zuversichtlich
in Richtung der anstehenden europapolitischen Entscheidungen Uber die
Begrenzungsinitiative sowie Uber das institutionelle Rahmenabkommen mit der EU.
Demgegentber sah das unterlegene Nein-Lager im Resultat kein Ja zu Europa, sondern
schopfte daraus neuen Elan fir den Kampf gegen die Personenfreizlgigkeit und das
Rahmenabkommen. «Solche angstgetriebenen Abstimmungsergebnisse waren kilnftig
die Regel, falls der Bundesrat das Rahmenabkommen mit der EU unterschreibt»,
zitierte beispielsweise die Aargauer Zeitung eine Mitteilung der SVP. Die Gesellschaft
fur ein freiheitliches Waffenrecht ProTell, die an vorderster Front gegen die
Anderungen im Waffenrecht gekdmpft hatte, liess derweil verlauten, man werde die
Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie nun sehr genau Gberwachen und den Bundesrat an
seinen Versprechungen messen, die er im Abstimmungskampf gemacht habe.

Der Ausgang der Abstimmung wurde sowohl von der Beflrworter- als auch von der
Gegnerseite zu einem grossen Teil der neuen Justizministerin Karin Keller-Sutter
zugeschrieben. Sie habe mit ihrer Glaubwdrdigkeit als enemalige Polizeidirektorin eines
Grenzkantons die Unentschlossenen Uberzeugt, lobte sie etwa der Waadtlander FDP-
Nationalrat Laurent Wehrli in der «Tribune de Geneve». Auch der Walliser SVP-
Nationalrat und Interimsprasident von ProTell Jean-Luc Addor bezeichnete die
Ubernahme des EJPD durch Karin Keller-Sutter gegeniiber der gleichen Zeitung als
«Schlisselmoment» in der Kampagne, weil die St. Gallerin - im Gegensatz zu ihrer
Vorgangerin und «historischen Waffengegnerin» Simonetta Sommaruga - im Dossier als
glaubwirdig wahrgenommen worden sei. Die neue Bundesratin bestand ihre Feuertaufe
vor dem Stimmvolk offensichtlich mit Bravour.

Abstimmung vom 19. Mai 2019

Beteiligung: 43.9%
Ja: 1'501'880 (63.7%)
Nein: 854'274 (36.3%)

Parolen:

- Ja: BDP, CVP, EVP, FDP (Jungfreisinnige: 3*), GLP, GP, KVP, SP; KdK, Economiesuisse,
SAV, SGV, SGB, Travail.Suisse, Gastrosuisse, Hotelleriesuisse, SBLV

- Nein: EDU, FP, SD, SVP; IGS, SOG, Schweizerischer Unteroffiziersverband, Jagd
Schweiz, ProTell, SBV

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen ’

Kriminalitat

Besondere Vollzugsprobleme zeigten sich im Kanton Ziirich. Vor allem als Folge der
Konzentration des schweizerischen Drogenmarktes auf die Stadt Zdrich waren die
Gefangnisse oft dermassen Uberflllt, dass die Polizei auf Verhaftungen verzichten
musste, oder dass Gefangene, bei denen die Landesverweisung vollzogen werden
konnte, vorzeitig entlassen wurden. Der Zircher Regierungsrat Leuenberger (sp)
kiindigte gegen Jahresende den Bau von neuen Vollzugsanstalten an. Die von Zircher
Politikern aufgestellte Forderung nach einem Einsatz der Armee im Strafvollzug wurde
von EMD-Chef Villiger umgehend und kategorisch abgelehnt.
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DATUM: 12.09.2001
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Kernenergie

Les analyses géologiques que la Coopérative pour I'entreposage des déchets radioactifs
(CEDRA) a a charge de mener dans la région de Benken (ZH) en prévision de
|'aménagement d'un éventuel dépot final pour déchets hautement radioactifs ont
continué de se heurter a une forte opposition régionale. Cette derniere n'a cependant
pu empécher que la campagne de mesures sismiques soit menée a terme, et ce en
dépit de l'appel lancé par les associations antinucléaires «Bedenken» et «lgel»
demandant aux propriétaires fonciers locaux de refuser I'accés de leurs terrains aux
appareils de mesures. En revanche, les opérations de sondage que la CEDRA projette
de mener dans le sous-sol du Weinland (ZH) ont été bloquées a la suite du recours
déposé par «Bedenken» contre |'autorisation de construire une installation de forage
que la commune de Benken avait octroyée quelque temps auparavant. Saisi du dossier,
le Conseil d'Etat zurichois a débouté les recourants qui ont alors décidé de porter leur
cause devant le tribunal administratif cantonal. Parallelement, la CEDRA a achevé avec
succés son programme de mesures sismiques dans la région argovienne du
Mettauertal. Sur la base des données ainsi récoltées, la coopérative a alors annoncé son
intention de déposer dans le courant de I'année 1998 une demande d'autorisation pour
une campagne de sondages dans le District de Laufenburg (AG) aupres du Conseil
fédeéral. ?

La Coopérative pour I'entreposage des déchets radioactifs (CEDRA), ayant terminé les
mesures sismiques dans la région argovienne du Mettauertal, s'est concentrée sur la
région du Weinland dans le canton de Zurich. Cette région est I'un des sites possibles
en vue d'un dépot final pour déchets hautement radioactifs prévu pour I'an 2045. Les
forages d'essai ont suscité la colere des associations antinucléaires «Bedenken» et
«lgel» qui ont manifesté sur les lieux et déposé une initiative cantonale dans le canton
de Zurich intitulée «Pour la codécision en matiere d'entrepots nucléaires». Cette
initiative réclame une modification de la Constitution cantonale et des lois s'y
rapportant, afin de soumettre a I'approbation populaire la question de I'entreposage de
déchets nucléaires. En outre, le recours, déposé en 1997 par «Bedenken» et 27
particuliers contre I'autorisation de construire une installation de forage octroyée par
la commune de Benken (ZH), a été débouté en deuxieme instance par le tribunal
administratif cantonal. ™

En 1998 et 1999, la CEDRA avait effectué des études du sous-sol & Benken (ZH) et avait
conclu que le site était a méme d’accueillir un dépot de déchets moyennement ou
hautement radioactivé. Par 99 voix contre 59, le parlement cantonal zurichois a refusé
une initiative individuelle qui réclamait que le peuple décide par les urnes de la
construction ou non du dépét. En septembre, le mouvement contre un dépot atomique
a Benken ("Bedenken") et le comité d’intérét pour I'énergie et I'habitat (IGEL) ont lancé
une initiative cantonale "Atomfragen vors Volk" afin que le peuple puisse donner son
avis sur la construction de la galerie de sondage, de méme que l'autorisation pour la
construction du dépot et sa fermeture. L'initiative se veut aussi une garantie des droits
populaires, car jusqu’a présent, un dépdt atomique pouvait étre construit a Zurich sans
I'accord de ses concitoyens. "

Muni de 14'969 signatures, I'initiative cantonale "Atomfragen vors Volk" a été déposée
aupres des autorités zurichoises. Elle exige que les zurichois puissent donner leur avis
quant a la concession pour l'installation d’'un dépot de déchets hautement radioactifs
au Benken (ZH). Coté allemand, les opposants se sont également mobilisés contre le
projet. Le Conseil de I'environnement du lac de Constance a demandé au ministre
allemand de I'environnement de défendre les intéréts de la région face a la Suisse. A la
fin de I'année, la NAGRA s’est prononcée en faveur de la commune de Benken pour le
projet d’entreposage définitif de déchets hautement radioactifs . Pour elle, le Weinland
zurichois constitue une "zone de premiére priorité" en raison de sa géologie. Elle
propose a la Confédération de se concentrer sur le site de Benken pour la suite des
démarches. Une décision du Conseil fédéral est prévue pour 2006. ™
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Compte tenu des dispositions de la nouvelle loi sur I'énergie nucléaire et dans un souci
consensuel, I'OFEN a associé le canton d'accueil (Zurich) et ses voisins (Argovie,
Schaffhouse, Thurgovie, ainsi que I’Allemagne) aux travaux préparatoires d'autorisation
générale pour la construction d'un dépé6t en profondeur au Benken. Trois organes de
consultation ont été mis en place: une commission composée de représentants des
gouvernements des cantons concernés et du Land de Bade-Wdurttemberg, un forum
placé sous la direction de la DSN, dans lequel les experts des cantons et du Land de
Bade-Wurttemberg traitent et discutent des diverses questions et enfin, un groupe de
travail s'occupant de I'information et de la coordination. ™

Der Entscheid des Ensi, dem AKW Beznau 1 die Wiederbetriebsaufnahme zu erlauben,
stiess in diversen Kreisen auf Widerstand und I6ste grosses Interesse in den Medien
aus. Die Grinen drohten mit der Lancierung einer Volksinitiative mit dem Ziel, Beznau 1
innert einem Jahr nach Annahme stillzulegen. Um bei einer Zwangsabschaltung
mogliche Schadenersatzforderungen seitens der Betreiberin Axpo auszuschliessen,
wirde der Initiativtext so formuliert werden, dass nur geringe bis keine
Geldforderungen geltend gemacht werden kénnten. Mangels Absprache unter den
beteiligten AKW-Gegnern sah die Grine Partei spater vorerst von diesem Vorhaben ab.
Anstelle der Volksinitiative reichte die Griine-Fraktion eine Motion (18.3101) ein mit dem
Ziel, beiden Blécken von Beznau die Betriebsbewilligung zu entziehen. Zuvor hatte sie
auch schon mit einer bereits eingereichten Motion (18.3010) «Keine Lex Beznau»
versucht, einen vorlaufigen Verzicht auf die geplanten Verordnungsanderungen im
Kernenergiebereich und auf eine Abschwachung der zuldssigen
Strahlenschutzbestimmungen zu erreichen.

Kritik zu diesen geplanten Verordnungsanderungen kam auch seitens der SP. Diese
reichte, nebst dem Startschuss zur Unterschriftensammlung fur eine Petition «gegen
die Aufweichung der AKW-Sicherheit», beim UVEK eine Aufsichtsbeschwerde mit dem
Vermerk «Skandal>» ein. Konkret richtete sich diese Beschwerde, wie auch schon die
Motion Kélin «Keine Lex Beznau», gegen das Vorhaben des Bundesrates, die
Anforderungen an die maximale Strahlenbelastung im Falle eines Erdbebens von einem
Millisievert auf 100 Millisievert abzuschwéachen. Dies sei skandalds, da betreffend diesen
Wert derzeit beim Bundesverwaltungsgericht ein Beschwerdeverfahren gegen das Ensi
vorliege und dem AKW Beznau die Betriebsbewilligung im Falle eines Grenzwertes von 1
Millisievert entzogen werden musste. In der Beschwerde forderte die SP deshalb, dass
der Axpo die Betriebsbewilligung fir Beznau 1 und 2 entzogen wird sowie dass die
geplanten Anderungen in den Verordnungen bis zum Ende des Rechtsstreits
aufgeschoben werden.

Fur Stirnrunzeln sorgte das Vorhaben des Bundesrates auch im burgerlichen Lager. So
forderte Standerat Damian Muller (fdp, LU) in einem eingereichten Postulat (18.3175)
einen Prifbericht im Bereich Strahlenschutz. Er sei zwar grundsatzlich nicht gegen den
Betrieb der bestehenden AKW, solange sie sicher seien, gerade Letzteres bezweifle er
angesichts der aussergewdhnlichen Anderung der Spielregeln wahrend eines
Rechtsverfahrens jedoch.

Des Weiteren meldeten sich auch aus dem Nachbarland Deutschland kritische Stimmen
aus verschiedenen Parteien, unter anderem von den Griinen, der SPD und der CDU, zur
erneuten Inbetriebnahme. Auch das Ministerium fur Umwelt, Klima und
Energiewirtschaft des Bundeslandes Baden-Wirttemberg kritisierte die geplanten
Anpassungen der Strahlenschutzbestimmungen in einem Brief an die Schweizer
Regierung.

Zuletzt ausserten auch die Kantone Zurich, Basel-Stadt, Waadt, Freiburg, Tessin,
Appenzell-Innerrhoden, Schwyz sowie Bern ihre Bedenken. Die Schwyzer Regierung
schrieb beispielsweise, man durfe die Sicherheitsanforderungen nicht abschwéchen,
und der Berner Regierungsrat bezeichnete die Senkung des Sicherheitsniveaus als
«nicht hinnehmbar». ™

Die geplanten Teilrevisionen diverser Verordnungen im Kernenergiebereich sorgten in
der Vernehmlassung fiir viel Aufruhr. Geplant waren einerseits Anderungen in den
Kriterien zur Stoérfallanalyse und der dazugehoérigen Ausserbetriebnahme und
andererseits neue Regelungen zur Abklinglagerung von radioaktiven Abféllen. Fur viel
Ziundstoff sorgte hierbei vor allem die erste Anderung - auch bekannt unter dem
Namen «Lex Beznau>.

Die Betreiberfirmen von Kernkraftwerken sind verpflichtet, deterministische
Storfallanalysen durchzufihren. Storfélle werden dabei in drei Kategorien unterteilt:
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Schwerwiegende naturbedingte Félle, die jedoch nur sehr selten eintreten, erhalten die
Ziffer drei. Mit der Ziffer zwei versehen werden schwerwiegende naturbedingte
Storfélle, die etwas haufiger vorkommen als jene in Kategorie drei. Leichtere und
héufige naturbedingte Storfalle bekommen die Ziffer eins. Zudem erhalten die
jeweiligen Storfalle maximale Dosisgrenzwerte - also Richtlinien, wie viel Radioaktivitat
bei einem Storfall maximal austreten durfte - zugeteilt.

Unklar formuliert war bisher jedoch die Kategorisierung der in der Natur auftretenden
Ereignisse, die durchschnittlich einmal alle 10'000 Jahre stattfinden. Gemass
Zeitungsberichten beziehe sich dies vor allem auf schwerere Erdbeben. Diese seltenen
Erdbeben bildeten in Art. 123 Abs. 2 der Strahlenschutzverordnung (StSV) den Ubergang
zwischen der Kategorie zwei, flr die ein strenger Dosisgrenzwert von 1 mSv (Millisievert)
pro Jahr gilt, und der Kategorie drei, fur die ein viel héherer Grenzwert von 100 mSv pro
Jahr gilt. Unklar war deshalb, zu welcher Kategorie und zu welchem Grenzwert die oben
beschriebenen seltenen Erdbeben gehdren. Dass hier eine rechtliche Unsicherheit
bestand, erkannte die KNS bereits im Jahr 2012 und beantragte Klarungsbedarf. Mit
einer Konkretisierung, dass fur solche Ereignisse die einfacher einzuhaltende Kategorie
drei gelten sollte, wollte der Bundesrat die bisherige Praxis in den Verordnungen
verankern.

Anwohner rund um die Kernkraftwerke Beznau | und Il sowie drei Umweltorganisationen
hatten aber schon im Jahr 2015 beim ENSI ein Gesuch eingereicht mit dem Ziel, solche
Ereignisse der Kategorie zwei und somit dem strengeren Dosisgrenzwert 1 mSv pro Jahr
zuzuordnen. Bei einer solchen Zuordnung mussten beide Anlagen in Beznau bis zu einer
allfalligen Nachristung vom Netz genommen werden, da sie diesen Grenzwert nicht
einhalten kénnten. Mittels einer Verfligung hatte das ENSI dieses Begehren jedoch
abgelehnt und den Entscheid damit begriindet, dass dies weder der bisherigen Praxis
noch der urspriinglichen Regelungsabsicht des Bundesrates entspreche und womoglich
samtliche AKWs der Schweiz unmittelbar bei der Zuteilung zur Kategorie zwei vom Netz
genommen werden mussten. Diese Verfligung war danach beim
Bundesverwaltungsgericht angefochten worden. Zu erwarten ist auch ein allfalliger
Weiterzug des noch ausstehenden Bundesverwaltungsgerichtsentscheids an das
Bundesgericht.

In der Vernehmlassung, die bis Mitte April 2018 andauerte, meldeten sich sowohl
Regierungen diverser Schweizer Kantone und Stadte, als auch diverse Organisationen,
Kommissionen, Parteien und Dachverbdnde aus der Schweiz und Deutschland, sowie
viele Einzelpersonen aus der Schweiz, Deutschland und Frankreich zu Wort. So liess
beispielsweise der Regierungsrat des Kantons Aargau - also dem Kanton, wo sich die
Anlagen Beznau | und Il sowie Leibstadt befinden - verlauten, dass er die Prazisierungen
in den Verordnungen als sinnvoll erachte. Ahnlich klang es in den Stellungnahmen der
Kantone Basel-Land, Freiburg und Graublnden. In den Kantonen Luzern, Appenzell-
Ausserrhoden und Zurich erachtete man die Prazisierungen als sinnvoll, ausserte aber
Bedenken an der Herabsetzung der Schutzbestimmungen und betonte deshalb die
Wichtigkeit des Postulats Muller (fdp, LU, Po. 18.3175). Klar oder mehrheitlich klar gegen
die genannte Konkretisierung/Herabsetzung der Sicherheitsanforderungen von 1 mSv
auf 100 mSv dusserten sich die Regierungen der Kantone Appenzell-Innerrhoden, Basel-
Stadt, Genf, Jura, Neuenburg, Schaffhausen, Schwyz, Tessin, Uri, Waadt und Wallis -
sowie Bern und Solothurn, die Standortkantone der anderen beiden Atomkraftwerke.

Nebst den Kantonsregierungen liessen auch diverse Parteien von sich horen.
Aussergewdhnlich war hierbei der einstimmige Tenor unter diversen Parteien von links
bis rechts betreffend die zeitliche Komponente. Sowohl die SP, die Grinen und die GLP
als auch die FDP und die SVP storten sich am Zeitpunkt der Vernehmlassung. Die SP und
die GLP forderten eine Sistierung des Vorhabens bis zum Gerichtsentscheid aus St.
Gallen. Auch die Grunen kritisierten, dass der Bundesrat das gerichtliche Verfahren
nicht abwarte, verlangten aber dartber hinaus einen generellen Verzicht auf die
Revision. Die FDP erklarte, die Beschwerde sei kein Grund, um die Vernehmlassung zu
verzogern, jedoch sei die Dringlichkeit dieser Verordnungsanpassung zu wenig
ersichtlich. Die SVP schrieb in einer kurzen Stellungnahme, dass wohl erst durch das
Gerichtsverfahren Anpassungen in Angriff ggnommen worden seien. Die KNS habe ja
schon im Jahr 2012 bemerkt, dass ein gewisser Klarungsbedarf bestehe. Eine Ausnahme
im Tenor bildete die BDP. In ihrer offiziellen Stellungnahme erwéahnte sie die mogliche
Problematik betreffend den Rechtsstreit nicht. Sowohl die SP als auch die Grunen
ausserten sich generell ablehnend zu den Verordnungsanderungen, was sie auch
deutlich kundtaten. «Wir lehnen die vorgelegten Verordnungsdnderungen mit
Nachdruck ab und kritisieren die vorgeschlagenen inhaltlichen Anpassungen sowie das
gewahlte Vorgehen scharf», schrieb etwa die SP. Die Grlinen gingen einen Schritt weiter
und beschuldigten den Bundesrat, mit dieser Lex Beznau die Grundlagen schaffen zu
wollen, um die alten Anlagen in Beznau weiter in Betrieb halten zu kénnen. Die FDP und
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die SVP zeigten sich mit den Anderungen grundsétzlich einverstanden. Geméass FDP
wirden die Anpassungen selber keine Abstriche bei der Sicherheit mit sich bringen
sondern nur die heutige Praxis auf Verordnungsebene préazisieren. Nicht offiziell zur
Vorlage dusserte sich die CVP, was Martin Baumle (glp, ZH) in einer Anspielung im Tages-
Anzeiger als Unterstutzung flr ihre Energieministerin Doris Leuthard wertete.

Eine weitere brisante kritische Stellungnahme kam schliesslich von André Herrmann,
dem ehemaligen Prasidenten der Eidgendssischen Kommission fir Strahlenschutz
(KSR). Er warf dem Bundesrat vor, das Vorsorgeprinzip zu verletzen: Die Kommission
empfehle, solchen Ereignissen einen Grenzwert von 20 bis 50 mSv zuzuordnen und
nicht 100 mSv, wie dies der Bundesrat vorsah. ™

Das UVEK erteilte im Sommer 2018 der NAGRA drei Bewilligungen fur die Durchfihrung
von Sondierbohrungen an den Standorten Bllach (ZH) im Standortgebiet «Nérdlich
Lagern» sowie in Trillikon (ZH) und Marthalen (ZH) - beide im Standortgebiet «Zlrich
Nord-Ost». Die NAGRA hatte zuvor 22 Gesuche fur Sondierbohrungen in den noch
verbleibenden drei potentiellen Endlagergebieten «Jura Ost» im Kanton Aargau,
«Nordlich Lagern» und «Zirich Nord-Ost» - beide im Kanton Zirich - eingereicht.
Weitere Entscheide fur zusatzliche Bohrungen in diesen drei Gebieten werden vom
UVEK folgen. Mittels solcher Sondierbohrungen soll ermittelt werden, ob die gewahlten
Standorte zur Errichtung geologischer Tiefenlager fiir radioaktive Abfille geeignet
waren. Im Jahr 2022 will die NAGRA dann bekannt geben, flir welche Standorte sie
Rahmenbewilligungsgesuche ausarbeiten wird. "
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